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Famıilienpolitik un Geburtenentwicklung

Die demographische Problemlage 1im eiıgenen Land WwWI1e€e auch tendenziell ähnliıch in
den meısten anderen Ländern der Europäischen Unıion 1St 1n den etzten Jahren VGE=

staärkt in das Blickfeld einer breiteren Offentlichkeit gerückt unı darf ier 1m
sentlichen als bekannt vVOorausgeseLzL werden. Wiährend 1U  = die Folgen der PTO-
orammıerten rückläufigen Entwicklung der (deutschen) Bevölkerung un:! der sıch
1abzeichnenden demographischen Verwertungen für die verschiedenen wirtschaftli-
chen un gesellschaftlichen Handlungstfelder schon se1mt einıgen Jahren Jüngst och
wıeder sehr eingehend 1m Bericht der Enquete-Kommıissıon des Bundestags „De-
mographischer Wandel‘ die 1mM Frühjahr 2002 ıhre Arbeıiten abgeschlossen hat auf
mögliche und verantwortbare Anpassungsmafßßnahmen hın erortert werden, un sıch
Politik un: Gesellschaft sehr schwer, Jenseı1ts VO notwendigen Anpassungsmafß-
nahmen un: einer ebenfalls bedenkenden begrenzten und gesteUeErLEN, 1n ıhren
Integrationsproblemen bewältigbaren Zuwanderung den entscheidenden Bestim-
mungstaktor der demographischen Entwicklung, namlıch dıe Geburtenentwicklung
selbst, 1n das Fadenkreuz gesellschaftspolitischen Handelns rücken.

Be]l aller notwendigen Auseinandersetzung mıt den sıch abzeichnenden, teıls
schon unmıiıttelbar spürbaren Auswirkungen der Umbrüche 1n der Bevölkerungs-
entwicklung sollte angesichts der demographischen Langzeitwiırkungen den Verän-
derungen 1ın Struktur un:! Entwicklung der Bevölkerung nıcht L1LL1UT reaktıv begegnet
werden, sondern auch der Wurzel ansetzend und 1n diesem Sınn „radıkal“ auf
Voraussetzungen für ausgeglichenere demographische Strukturen hıngewiırkt WeCI -

den Di1e Bewältigung der mehrdimensionalen demographischen Herausforderung
ertordert eiınen „policy MIX ın dem auch eine mıt den Grundsätzen WHÜNASECLEI: fre1-
heitlichen Sozialordnung übereinstimmende Anhebung der Geburtenrate ıhren
Platz haben mMUu

Wıder eıne Tabusierung des demographischen Aspekts der Famılienpolitik
Damıt rückt der innere Zusammenhang VO Familienpolitik und Geburtenentwick-
lung betont 1NSs Blickfeld Eıne Familienpolitik, die auf dıe ZESAMLE Leistungsbreıite
VO Famıilien ausgerichtet ist; mMU ZWar nıcht vorrangıg, aber auch un! Je ach h1-
storischer Sıtuation eines GemeılLnwesens nıcht zuletzt die generatıve Funktion der
Sıcherung der Generatiopenfolge 1im Blick haben uch 1€eS$ 1St e1in Aspekt einer
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„ganzheitlichen“ Familienpolitik. Dieser demographische Aspekt der Familienpoli-
tik 1St bısher jedoch weıthın tabuısıiert worden. War wurde die Thematık VO e1IN-
zelnen Bevölkerungswissenschaftlern (unter anderem Herwig Bırg, Josef Schmid,
arl Schwarz) wıiederholt deutlich angesprochen, aber ohne da{ß 1eSs 1mM polıtıschen
Raum bıs heute wirklich bewußtseinsbildend BCWESCH ware. Mıt Recht 1st VO eıner
Art „kollektiver Verdrängung“ Bırg) dıe ede Wer sıch mı1t der rage der (Z@e-
burtenförderung 1m Rahmen der Familienpolitik unvoreingenommen befaßt, mu{
amıt rechnen, alsbald 1ın die Nähe der nationalsozialistischen Bevölkerungspolitik
unselıgen Angedenkens gerückt werden natürlich sehr Unrecht.

Familienpolitik un: Bevölkerungspolitik stellen Z7wel Je eigenständıge Ziel-Mit-
tel-Systeme dar, zwiıischen denen CS wechselseıtıge Zusammenhänge 1bt, dıe 1aber
nıcht mıiıteinander verwechselt werden dürten und VOT allem darf eıne Famıilienpo-
lıtık nıcht für bevölkerungspolitische Ziele instrumentalisıert werden). uch eıne 1n
eıne freiheitliche Sozialordnung eingebundene Bevölkerungspolitik annn durchaus
legıtım se1n; die Gestaltung der Ziele un: Bedingungen der (Ein-) Wanderungs-
polıtık 1St Ja auch eın stuückweıt Bevölkerungspolitik, bezogen auf die Wanderungs-
bewegungen, die 1mM demographischen Gesamtprozeiß neben der SoOgenannten
natürlichen Bevölkerungsbewegung stehen. In Konsequenz AUS der desaströsen de-
mographischen Sıtuation geht CS indessen zunächst einmal einen ratiıonalen
Denkansatz tür eine auch bevölkerungsbewußte Familienpolitik, durch den 1mM
politischen Klıma dle Bereitschaft ZUHT: Lösung der nıcht länger verdrängenden
Probleme erhöht werden könnte. Es handelt sıch dabe1 eınen notwendiıgen, 1mM
Grund längst überfälligen un: WE auch nıcht unbegrenzt möglichen Polıi-
tikwechsel hinsıichtlich der Bestimmungsfaktoren un! Rahmenbedingungen der für
den demographischen Prozefß wichtıigen generatıven Entscheidungen

Der demographische Befund Alßt sıch als Ausgangspunkt für die nachtolgenden
Überlegungen 1n der These zusammentassen, da{ß die Balance zwischen der Summe
der individuellen generatıven Verhaltensweisen (Entscheidungen für oder
Kinder) un! dem „SOZz1al erwünschten“ Geburtenniveau 1n der Gesellschaft tief 2 SE
stort 1St Be]l diesem gesamtgesellschaftlıch als erwünscht anzusehenden Geburten-
nıveau handelt 65 sıch eıne Gröfße, die CN zusammenhängt MIt einem emoOo-
graphischen Allgemeininteresse, einem wiıchtıgen Flement des WwW1e€e schwer auch
ımmer konkret definierenden „Gemeinwohls“ Aus dem Horıizont einer anz-
heitlichen Familienpolitik darf dieser Aspekt nıcht eintach ausgeblendet werden.

Unterschiedliche Ordnungs- un:! Handlungsmuster
Wıe ann NUuU.  a 1ın uUunNnserer Sozialordnung eıne gesellschafts- un familienpolitische
Auseinandersetzung miı1t der Geburtenentwicklung mıt dem Tiel des Gegensteuerns
aussehen? Zum Verständnıis der damıt aufgeworfenen, recht grundsätzlıchen Fra-
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SCH sej]en 1ın der gebotenen Kurze und holzschnittartig vereintacht el
terschiedliche Ordnungs- un! Handlungsmuster skizzıert, auf deren Hintergrund
sıch die anstehenden Fragen auch 1n soz1alethischer Perspektive erortern lassen:

Fın hochgradıg „indıvidualıstisches“ Grundmuster m1t einem stark hberalisti-
schen Einschlag: Es zıeht sıch 1n unterschiedlicher Stirke durch mehrere politische
Rıchtungen hiındurch. Die individuellen generatıven Verhaltensweisen sınd 1er der
alleinıge Bezugspunkt; eın GemeLimnwohl losgelöst VO  e} der Summe der Indiyvıdual-
ınteressen wiırd 1m rund nıcht anerkannt. Die Geburtenentwicklung 1STt 1er eher

nehmen, WwW1e€e S1e kommt; sS1e 1St eın Ausdruck der indıvıduellen Freiheit als
eiınes besonders hohen Wertes, ohne die Eınbindung 1ın gesellschaftliche Bezüge
ausreichend mıitzubedenken.

Fın eher „kollektivistisches“ Grundmuster: Hıer wiırd das demographische
Allgemeininteresse (Interesse der Gesamtgesellschaft) mehr der wenıger autorıtär
VO Staat als Ma{fistab für das iındividuelle Verhalten vorgegeben. Eın Beispiel bıl-
det die Sıtuation un: Politik 1n der rüheren [BIB)  Z Im Blick auf eıne UÜbereinstim-
MUnNng VO Interessen der Gesellschaft und denen der einzelnen Famıilien wurde Ort
eın „koordinierender“ Anspruch der „sozlalıstıschen Familienplanung“ auf diıe
hochpersönlichen generatıven Verhaltensweisen erhoben. Es handelte sıch eıne
recht direkte orm der bewufßten Einflußnahme auf der Ebene der individuellen gC-
neratıven Entscheidungen. Die Entscheidungen Kındern haben den gesellschaft-
lıchen Interessen hinsıchtlich des Geburtenniveaus 1m (GGemeinwesen ENTISPFE-
chen Im rund wurde eıne tatsächlich gegebene Identität VO ındıyıduellen
un gesellschaftlichen Interessen behauptet; 6S wurde eın Harmonieanspruch UTE
schen Individuum un Gesellschaft postuliert. Den oben angesprochenen Wıder-
streıt 7zwıischen individuellem Verhalten un: demographischem Allgemeininteresse
o1bt C5 ın dieser Sıcht eigentlich Sal nıcht: jedenfalls darf s ıh nıcht geben. Wo 1es
(noc nıcht in vollem Umfang der Fall ISt hat dıe Politik, un ZW ar gerade auch
eıne effizıiente Famıilienpolitik, die sıch 1er damıt 1L1UT unwesentlıch VO eıner Be-
völkerungspolitik unterscheıidet, AaAı beiızutragen, da{fß diese Identität erreicht
wırd Hıer wiırd dıe Famıilienpolitik Insoweıt instrumentalisiert für eıne bevölke-
rungspolitische Zielsetzung.

Das demographische Allgemeinunteresse wırd domiınanten gesellschaftspolıiti-
schen Zielvorgaben Oorlentiert. Fur die DDR W arlr Sahnz typısch die Forderung ach
FErreichen des Bestandserhaltungsniveaus der Bevölkerung, weıl 1€eS$ Zzu Autbau
der soz1ı1alıstischen Gesellschaft als eıne wichtıige Voraussetzung angesehen wurde
(Tatsächlich wurde dieses demographische Ziel 1aber bekanntliıch nıcht erreicht, W1e€e
die Geburtenentwicklung 1m Verlauf der KOer Jahre mı1t eıner Wiederannäherung
das sehr viel nıedrigere westdeutsche Geburtenniveau zeıgte.)

Fın betont Menschen als einem personalen Wesen orıentiertes Grundmu-
Stier. Nach dem 1er zugrundeliegenden Personverständnıiıs wiırd VO Menschen als
eiınem Einzelwesen un zugleich gemeinschaftsbezogenen Wesen AUS  Cn
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Dies entspricht 1m Kern auch dem Menschenbild SE TrTeEeTr Verfassung; 1n der e1IN-
deutigen Ablehnung sowohl eıner betont iındividualistischen W1e€e auch eiıner betont
kollektivistischen Posıtion hat das Bundesverfassungsgericht dazu testgehalten:

A1as Menschenbild des 1st nıcht das eınes isolierten sOUveranen Indiıviduums, das hat viel-
mehr die Spannung Indivyviduum Gemeinschatt im Sınne der Gemeinschaftsbezogenheit und Gemein-
schaftsgebundenheıt der Person entschıeden, hne dabe] deren Eıgenwert anzutasten“ BVerfGE 47 f}

Es gehört 7al Menschenbild der Verfassung, da{fl die einzelnen nıcht bezie-
hungslos nebeneinander her leben2.

Sowohl das indıyvıdualistisch als auch das kollektivistisch gyetonte Ordnungsmu-
sSter sınd nıcht 1Ur für den CENSCICH demographischen Zusammenhang, sondern
auch VO allzgemeinerer tamılienpolitischer Bedeutung: 1ıne individualistisch/pri-
vatıstische Sıcht schlägt ımmer wiıeder 1n der tamılienpolıtischen Diskussion durch,

ZU Beispiel dort, 1m Blick auf die Verwirklichung v Steuergerechtigkeıit
für Famıilien kınderbedingte Einkommensbelastungen 1n den Bereich der reın pr1-
Vaten Eiınkommensverwendung verwıesen werden, für die eıne besondere steuer-
rechtliche Berücksichtigung als abwegıg angesehen wırd?.

uch das kollektivistisch getonte Ordnungsmuster 1St 1n Deutschland nıcht mı1t
der Wıedervereinigung überwunden worden, sondern 1St auch heute Zu Beispiel
ort wırksam, schon für die frühkindliche Soz1ialisation gezielt un: mıt eindeu-
tıgem Vorrang 1n Orıentierung der rüheren Famıilienpolitik 1n der DDR Eın-
richtungen der außerhäuslichen Kleinstkinderbetreuung (Kinderkrippen) favor1-
s1ert werden. Bemerkenswerterweise wiırd 1n Jüngerer eıt auch aus Kreisen der
Wırtschaft tür eınen verstärkten Ausbau der Einrichtungen der außerhäuslichen
Kleinstkinderbetreuung un: -erziehung pladıert, un ZW ar nıcht W as Ja och eın
dıiskutabler, WEenNnn auch höchst iragwürdiger rund se1n könnte 7zwecks Ver-
besserung des Sozialısationsprozesses des Kindes, sondern das Arbeitskräfte-
potential auch der Jungen verheirateten Frauen mıiıt kleinen Kındern für den
Erwerbsarbeitsprozeifß möglıchst auszuschöpfen. Dabe] wırd nıcht selten die emoOo-
graphische Entwicklung zusätzlich 1Ns Feld geführt, ohne recht bedenken,
da{fß eine Politik, die 1m Ergebnis Junge Eltern vorrangıg für den Arbeıtskräftebedarft
der Wiırtschaft verfügbar machen sucht, längerfristig die demographische Pro-
blematık der nıedrigen Geburtenrate eher och verschärfen dürtfte. So ergeben
sıch ZEWISSE verblüffende Parallelen Z Famıilienpolitik 1n der ehemaligen DDR,
die aut die durchgängıge Erwerbstätigkeit VO verheiraten Frauen neben emanz1-
patorischen Vorstellungen gerade auch A4US wirtschaftspolitischen Gründen (Ar-
beitskraftreserven für den Produktionsprozefß) Wert legte.

Wenn 1n der Sıchtweise des Menschen als eiınes gemeinschaftsbezogenen un:! gC-
meıinschaftsgebundenen Wesens 1n Abkehr VO klassısch ıberalistischen Doktri-
HCN eıne mıiıttlere Lıinıe eingenommen wırd 7zwischen individualistischen un! kol-
lektivistischen Ordnungsvorstellungen, entspricht 1es einem Verständnis des
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Menschen 1n seiner personalen Exıstenz, dıe auch als „tamılıale Exıstenz“ gesehen
werden darf. Man WITF: d allerdings fragen mussen, ob die inhaltliche Füllung des DPer-
sonverständnisses ınzwıischen och konsensfähig 1St, WwW1e€e sS1e 6S be] Schaffung des
Grundgesetzes SCWESCH se1n INas Hıer siınd Zweıtel angebracht; das 1n der Person
angelegte Spannungsverhältnis 7zwischen Indiyiıduum un: Gemeinschaft ät ın

wertepluralistischen Gesellschaft heute deutlich unterschiedlichere Akzent-
SEIZUNGCN ach der eiınen oder anderen Selite hın

Spannung 7zwischen ındıvıdueller und kollektiver Rationalıität

Be]l dem 1er 1ın ede stehenden personalen Menschen- un:! Gesellschaftsverständ-
N1Ss wiırd nıcht VO vornherein VO der Harmonıie der Interessen der einzelnen un:!
demgegenüber der Gesellschaft au  ( Den Individualinteressen wiırd 1N-
soweıt Ühnlich wW1e€e 1m zweıten Grundmuster eın „Gemeinwohl“ auch de-
mographischer Rücksicht (ein demographisches Allgemeininteresse) gegenüberge-
stellt. Dieses 1St entsprechend einer freiheitlich-demokratischen Grundordnung 1im
breıiten gesellschaftlichen Diskurs entwickeln. Hıer o1bt e gesellschaftspolıitı-
sche Zielsetzungen, auf deren Verwirklichung hın auch dıe demographische Ent-
wicklung beurteilen ISt. das tatsächlich niedrige Geburtenniveau 1m Blick auf
diıe Verwirklichung VO oben beispielhaft angesprochenen grundlegenden Zielset-
ZUNSCH des (GSemeiınwesens.

Damıt zeıgen sıch ın diesem personalorientierten Grundmuster neben der eto-
1LUNS der Freiheitsrechte des einzelnen (erstes Grundmuster) formal auch manche
Parallelen 7A58 zweıten Grundmuster; 1aber be1 niherem Hınsehen lassen sıch doch
entscheidende Unterschiede ausmachen, die für eine bevölkerungsbewußte Famı-
lienpolitik wesentliıch siınd

Es wiırd keine Identität VO  - iındividueller un! kollektiver Rationalıtät behaup-
LEL keıine Harmonıie 7zwıischen Individuum un: Gesellschaft. Es oilt MIt Spannun-
gCH un teıls auch Widersprüchen leben Es o1bt 1U eiınmal Unterschiede
7zwiıischen gesellschaftlichen Leitbildern un! ındividuellen Interessenlagen un: Be-
dürfnissen. uch die letzteren haben ıhre Berechtigung, aber s1e können in soz1al-
ethischer Sıcht nıcht 1n jedem Fall ohne weıteres dieselbe Legıtimatıon beanspru-
chen W1€ überindividuelle gesellschaftliche Wertsetzungen.

Es wırd eın „koordinierender“ Anspruch des Staates 1ın diesem Feld erhoben.
Es darf keıine „bewulßßste FEinflufßnahme“ 1m Sınn direkter Einwirkungen auf die 1N-
dividuellen generatıven Entscheidungen geben (ganz schweıigen VO Zwangseın-
wırkungen WwW1e€e eLtwa be] der rigiden FEin-Kind-Familien- bzw. Bevölkerungspolitik
1ın China)

Ausgangspunkt sınd die treien Entscheidungen der einzelnen (Famıilıen,
Paare), die aber un! das 1STt 11U sehr wesentlich den wirklichen „Kinder-
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wünschen“ orlentiert se1ın mussen, nıcht „deformierten“ (deformiert ZU Be1i-
spiel durch die Auswirkungen der vielzitierten „strukturellen Rücksichtslosigkeit“
1ın Wırtschaft un:! Gesellschaft gegenüber den Famıilıen). Von daher annn sehr ohl
1n Jew1sseEm Sınn Kritik artıkuliert werden eiınem realen, wen1g gemeinwohl-
dienlichen Reproduktionsprozeiß Bedingungen einer wen12 tamılienkontor-
INCI, (ZU) ausgepragt „marktzentrierten Gesellschaft“, VO der Oswald VO  a} Nell-
Breunıing schon VOT vielen Jahren sprach.

Be]l Nıchtübereinstimmung VO Ergebnissen iındıvıdueller un: kollektiver Ratıo-
nalıtät stellt sıch NUuUunNn die rage, W 4S dominant seın soll das gesellschaftliche Inter-
C6SSe oder das demographische Ergebnis, das A4AUS der Vielzahl der individuellen e
neratıven Entscheidungen resultiert? Aus einem individualistischen Menschen- un!
Gesellschaftsverständnıs heraus versteht sıch die Antwort fast VO selbst. Mafßge-
bend 1st 1m Grund allein das Ergebnis der „treien“ Entscheidungen der HUr auf ıhre
eiıgenen Interessen bezogenen einzelnen, die keıine anderen Bındungen anerkennen
außer denen, dıe s1e selbst aktuell wollen*. Aus dem kollektivistischen Grundmu-
sSter heraus 1STt die Dominanz der staatlichen Vorgaben naheliegend; gegebenenftalls
muf{fß miıt bewußter un:! direkter FEinflufß%nahme auf das iındividuelle Verhalten
„nachgeholten“ werden. Der einzelne MU: sıch auch in dieser Hınsıcht „be-
währen“, WwW1e€ eıne 1n der rüheren DDR durchaus anzutreffende Terminologıe lau-
teie

Vom Boden des personalorientierten Grundmusters AaUus oibt CS keıine eintache
Domiıinanz der eınen der anderen Seıite. Da die Entscheidungen für oder
Kınder in eiınem Spannungsverhältnıs 7zwischen der Verfolgung ındıvidueller
Glückskalküle und Gemeinwohlorientierungen stehen, siınd die ınstitutionelle
Rahmenordnung un die organısatorıschen Bedingungen 1n Wirtschaft un: Gesell-
schaft indessen anzulegen, da{ß die Verfolgung der individuellen Interessen der
einzelnen Paare mi1t der Erreichung eınes auch demographisch ausgerichteten All-
gemeıinMNteresses möglıchst übereinstimmt, un ZW aar auf freiheitlicher Grundlage.
Irotz aller Bedeutung VO Gemeinwohlbelangen dürtfen Famılien nıcht für politı-
sche Planvorgaben „verzweckt“ werden.

Grundlegendes Recht auf freie, verantwortliche un: iıntormierte Entscheidung
Eınen politikwirksamen Eınstieg für die konkrete Anlage eıner 1n einer treiheıtlı-
chen Sozialordnung akzeptablen bevölkerungsbewußsten Familienpolitik annn der
Rückgriff auf die 1968 1n Teheran erganzte Menschenrechtserklärung bıeten: die
Festschreibung des grundlegenden Rechts der (Ehe-)Paare, frei, verantwortlich un:
ıntormiert ber die Zahl der Kınder (und den zeitlichen Abstand der Geburten)
entscheiden. Hıer 1St ann treiliıch miıt gesellschaftspolitischer Konsequenz Z
Beıispiel tragen, W1€e frei“ diese Entscheidungen tatsächlich sind, WeNn sıch der
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einzelne mMi1t der Entscheidung iınsbesondere mehreren Kındern 1n Uunteren un
mıiıttleren Einkommensschichten 1n (relatıve) Armutslagen hıneinmanövrIiert.
FEbenso ware fragen, ınwıewelt Entscheidungen ZAHT: (stets langfristigen) ber-
nahme VO Elternverantwortung 1n der Realıtät wirklich MIt „Vernunft“ getroffen
werden können, ohne sıch VO Lebensoptionen etwa ın der beruflichen Entwick-
lung eintach abzukoppeln, un inwıeweıt Entscheidungen für Kınder nıcht orund-
legenden Wertentscheidungen 1ın der Gesellschaft hinsıichtlich der Geschlechterbe-
zıehungen VO vornehereın entgegenlaufen.

Eın soz1ialethisch wichtiger Aspekt wiırd mıt dem Stichwort der m»erantwortlichen
Entscheidung bezeichnet: Welche Dimensionen VO Verantwortung sınd jer
bedenken? Auf W as hın soll die Entscheidung verantwortlich getroffen werden?
Zunächst einmal sicherlich 1m Blick auf den einzelnen un: seıne Famaiulıie. Darın
wiırd sıch der Verantwortungsaspekt aber nıcht erschöpfen können. Verlangt 1eSs
nıcht auch eiınen Rückbezug des individuellen Verhaltens auf eın demographisches
Allgemeininteresse? Mufß dazu nıcht zuletzt eın Informationshorizont gehören, in
dem neben Kenntnıissen ber Methoden der Geburtenregelung auch FEinsichten
1n dıe Tragweıte der individuellen generatıven Entscheidungen für dıie Gesamtge-
sellschaft, deren Glied der einzelne ISt, ıhren Platz haben? Aus dem Umfteld der
christlıchen Gesellschaftslehre se1 hıerzu eLtwa auf grundlegende Texte Z verant-

Elternschaft; 1n „Gaudıum eit spes” (50) verwıesen, 1ın denen ZUuUr amı-
lıenplanung als zusätzliches Kriterium das Wohl der Gesellschaft ZENANNL wırd
ber das Gewicht dieser unterschiedlichen Krıterien un! ber eıne Dominanz der
auf den einzelnen bezogenen Krıiterien oder demgegenüber des Krıteriıums eınes
überindividuellen Wohls sınd 1in diesem Zusammenhang (verständlicherweıise)
keıine konkretisierenden Aussagen erkennbar; wichtig aber erscheınt, da{ß
grundsätzlıch beide Aspekte 1Ns Spiel gebracht werden, WwW1€e 65 eiınem personalen
Menschenverständnıiıs entspricht.

Aufgabe eıner auch bevölkerungsbewulfsten Famıilienpolitik mu{ 6S se1ın, ıhren
Teil AZU beizutragen, da{ß das ogrundlegende Recht auf Ireie, verantwortliche un:
ınformıierte Entscheidung 1ın seıiner vollen Iragweıte auch tatsächlich eingelöst W.GT=

den annn In soz1ıalethischer Sıcht oilt CI die Ausübung dieses grundlegenden
Rechts gesellschaftsstrukturell abzusichern. Politik macht „Angebote“, VO denen
S1€e wünscht, da{fß dıe Adressaten S1e annehmen. Aus soz1alethischer Sıcht muf{fß aller-
dıngs auch gefragt werden (dürfen), ob 1m öffentlichen Bewußftsein der „Sozıalbe-
ZUug der individuellen generatıven Verhaltensweisen (mıt ıhrer Gemeijnwohlrele-
vanz), WwW1e€e sıch AUS dem 1n der Verfassung verankerten Biıld des Menschen als
gemeinschaftsgebundener un:! gemeinschaftsorientierter Person erg1bt, ausrel-
chend ausgepragt 1St oder nıcht doch hınter weıt verbreıteten, politikwirksamen
hochgradıg individualistischen Grundorientierungen allzu sehr verblafst.

Im Ergebnis yeht somıt am sicherzustellen, da{ß die einzelnen (Paare) sıch
W1€ CS 1n der bevölkerungswissenschaftlichen Diskussion schon Begınn der 50er
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Jahre tormulıert worden 1St (Gerhard Mackenroth) mıiıt „Vernunft un Anstand“
(auch mehreren) Kındern entscheıiden können. Ihre eıgene Interessenlage werden

s$1e dabe1 besonders 1m Auge haben Wıe könnte aber das Eıgeninteresse 1m DC
neratıven Verhalten dem Gemeinwohl dienstbar gemacht werden? Fın Steuerungs-
ınstrument Ww1€e dıe Gewiınnorientierung 1m Marktprozefß annn 1er ohl eın NOr
bıld se1n. Eher schon geht 6S dıe Schaftfung ganz estimmter ordnungspolitischer
Voraussetzungen 1n Wirtschaft un Gesellschaft, erreichen, da 6S für den e1N-
zelnen „interessant”, 1m Blick auf seınen persönlichen Lebensentwurt „vernünftig“
erscheıint un! als „lebenssinnstittend“ erlebt werden kann, s zumiındest nıcht andere
attraktıve Lebensoptionen VO vornhereın völlıg ausschließt, WE (1 sıch für (auch
mehrere) Kınder entscheidet. Es gehört 1mM übrıgen auch der 1n der offiziellen Fa-
milienpolitık ımmer wiıieder Auffassung, da Junge Paare ıhre Kınder-
wünsche verwirklichen können sollen freilıch wiırd oft wen1g die Bedeutung der
tatsächlichen Voraussetzungen dieser Verwirklichung vesehen!

Proftil eıner auch bevölkerungsbewußten Familienpolitik
Di1e 1er 1LL1UT stichwortartıg (ohne Rangordnung 1n der Autfzählung) anzudeutenden
Aufgaben 1n den verschıedenen wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen
Ordnungsteldern sınd VOL allem

die Korrektur der marktleistungsbestimmten Einkommensverteilung durch
Sıcherung eınes der allgemeinen Einkommens- un: Preisentwicklung autend
zupassenden familiengemäßen FEinkommens (ın seınem dreitachen Aspekt der Ge-
währleistung VO Steuergerechtigkeıt W as och keıine eigentliche Familienförde-
LUNS darstellt Bedarfsgerechtigkeit un: bisher erst 1n den Antfängen steckenden
einkommenspolıtischen Anerkennung VO  = elementaren Leistungen der Famılien
für das Geme1inwesen 1mM Autbau des „Humanvermögens” der Gesellschaft);

dıe strıngentere Verknüpfung VO  — Famıilienförderung un: soz1ıaler Altersver-
SOTZUNg 7zwecks Gewährleistung einer wirklichen Drei-Generationensolidarıität
Ww1e€e Weiterentwicklung der tamılıen- un:! kıiındbezogenen Ausgestaltung der bri-
SCH Zweıge der Sozlalversicherung mıt iıhren Elementen des so7z1alen Ausgleichs;

der Ausbau einer famılıenbezogenen soz1alen Infrastruktur iınsbesondere auf der
kommunalen Ebene 1mM Bereich der familienergänzenden außerhäuslichen Kıinderbe-
LrEUUNG, aber auch des famıliengerechten Wohnungs- und Wohnumfeldangebots;

eıne mehrdimensionale Strategıe der Absıcherung eıner konfliktfreieren Ver-
einbarkeit VO Elternverantwortung mI1t Erwerbstätigkeıit 1n unterschiedlichen, V.C)

den Eltern möglıchst (auch VO wirtschaftlichen Zwängen) freı bestimmenden
lebensperspektivischen Verhaltensmustern, W as auch die Förderung VO  > ENISPCE-
chenden Mafhnahmen 1mM Rahmen der unternehmerischen Familienpolitik (mıt fa-
milienbewuflter Personalpolitik!) umfadßt;
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Hınwirken auf eine breitenwirksame un bildungspolitisch unterlegte Wert-
orjentierung, dıe Entscheidungen für Kınder nıcht abträglich 1St, sondern S1e als le-
benssinnstiftend unterstutzt, W as 1n einer auch wertepluralistischen Gesellschaft
eın leichtes Unterfangen bezeichnet un:! neben der staatlıchen Kulturpolitik DC-
rade die Iräger VO Wertsetzungen 1ın besonderer Weı1se herausfordert (wıe Kırchen
un: andere);

Eınbeziehung einer demographischen Informatıon un! Bıldung 1ın die tamılı-
enbezogenen Biıldungsangebote und bıs 1n die Sekundarstute { 1 hineinreichend),
die dıe VO einzelnen der spezifischen Langzeitwiırkungen demographischer
Prozesse meıst L1UT schwer übersehende gesellschaftliche Tragweıte der indıvı-
duellen generatıven Verhaltensweisen 1ın ıhrer kollektiven Bündelung verdeutlicht.
Diese mu{ freilich mıiıt „handfesten“ soz1al-strukturellen Mafßnahmen verknüpft
se1nN, weıl S1e isoliert allzu leicht einem ideologischen Unterfangen gerat; 65 annn
und darf nıcht darum gehen, 1mM Feld der generatıven Entscheidungen eintach auf
gesinnungsethische Appelle SCLZCH; die das Bedachtnehmen auf die individuelle
Wohlfahrt überspringen suchen.

1ne auch bevölkerungsbewußite Famıilienpolitik 1St keine „andere“ Famıilien-
politik 1n dem Sınn, dafß 1er SAahzZ C6 nNnstrumente 1Ns Spiel gebracht werden.
Wiıchtig erscheint besonders, da{fß s$1e 1n ıhrer notwendıgen systematischen (zesamt-
anlage gesehen un betrieben wiırd®. Es geht darum, machen mıt dem SV-
stemwissen eıner modernen Familienpolitik als gesellschaftlicher Ordnungspolitik
mıt Querschnittscharakter: Dazu gehört wesentlich die Eınsicht, dafß 1L1UT ıntegrativ
geplante Politikansätze mıiıt Maßnahmenbündeln, ın denen die Notwendigkeıt des
Ineinandergreifens VO  aD} Änderung der gesellschaftlichen Lebensbedingungen un
Bewulßstseinsänderung der einzelnen ausreichend beachtet wiırd, ehesten Erfolg
versprechen, allerdings auch unterschiedliche Verantwortungstrager (1im staatliıchen
un nıchtstaatlichen Raum) gleichermaßen in die Pflicht nehmen.

Neben der Beachtung dieses Systemwissens wiırd eiıne Familienpolitik, die 1n der
gegebenen soz1alhıistorischen Sıtuation eıne auch geburtenfördernde Wırkung be-
wulßt einzukalkulieren sucht, gerade dıe Tatsache 1mM Auge haben mussen, da{ß dl€
UÜbernahme VO Elternverantwortung 1in aller Regel langfristige Bındung bedeutet.
Daher wırd S1e 1n Anlage un Ausgestaltung die tolgenden sıch auch für die
übrıgen Aspekte der Familienpolitik bedeutsamen Krıterien besonders beach-
ten haben Finmal wırd eıne solche sıch als gesellschaftliche Querschnittspolitik
verstehende Famılienpolitik den konkreten, VOT allem auch „VOI Ort“ erfahrba-
FEn Lebensbedürfnissen insbesondere der Jungen Famılıen mussen. S1e
mu{ VO letzteren akzeptiert werden, W as ehesten annn der Fall se1n wırd, WECI1I111

diese Polıitik durch Dauerhaftigkeit un Verläißlichkeit gekennzeichnet 1St
S1e wırd gleichzeıtig ın der Wertorientierung auf eiıne Gleichwertigkeıit un: dar-

A4US resultierende Gleichstellung VO Erwerbstätigkeit un: Famıilienarbeit (vor al-
lem Kinderbetreuung un -erziehung) bedacht se1ın mussen, (wozu 1n Jüngster eıt
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das Bundesverfassungsgericht wıeder einmal eınen richtungweisenden Anstoß DC-
geben hat) Angesıchts der differenzierten Kinderhäufigkeiten 1ın den Famılıien, die
auch weıterhin bestehen werden, und der voll akzeptierenden Entschei-
dungen auch FAÄURE Kinderlosigkeıit verdient die Erleichterung des Übergangs Z
drıtten 11'1d 1n der Famiuılie besondere Autmerksamkeıt:; enn gesamtgesellschaft-
iıch erscheıint eiıne Schwergewichtsverlagerung der Kinderzahlen 1n den Famılien
VO eiınem bıs Z7wWwel Kıiındern hın 7wel bıs TYTEe1N Kındern erwünscht. (Bezogen auf
die Generationenrate bedeutet 1eSs eine Anhebung in Richtung auf I Bestands-
erhaltungsnıveau, hne diesen Wert ohl auf absehbare Zeıt wirklich erreichen..)

Familienpolıitik muf{fß sıch 1m Blick auf diese Kriterien nıcht vorschnell VO  - dem
auf soz1ıale Gerechtigkeıit ausgerichteten Ausgleichsdenken verabschieden, das oh-
nehın 1n eiınem systematischen Gesamtkonzept ımmer 1Ur einen allerdings nıcht
unwichtigen Teilaspekt darstellt, un: eıner „Nachwuchsförderpolitik“ als e1-
1IC „neuen” Paradıgma übergehen /. aber eine stärkere Betonung der gesellschaft-
lıchen Bedeutung der Zukunftsinvestitionen in der dorge die nachwachsenden
Generatiıonen könnte gee1gnet erscheinen, manche sozialpsychologischen Wıider-
stände wirtschaftliche Familienfördermaßnahmen bıs hın Eingriffen 1ın
Besitzstände abzubauen obwohl auch dieser Investitionsgedanke 1in den Be-
gründungszusammenhängen der Familienpolitik keineswegs tremd 1St

Insgesamt bedeutet dıes, 1ın eiınem vanzheitlichen un: zugleıich soz1alreformer1-
schen Ansatz mehr Chancengleichheit auch tür Eltern mIı1t (mehreren) Kındern
durch eıne nachhaltige un: generationensolidarische Familienpolitik schaften.
YSt WenNnn eın solcher Ansatz voll umgeseLzZt wiırd, Alßt sıch auch Verläfßliches ber
die Auswirkungen der Famıilienpolitik auf die Geburtenentwicklung Bisher
tfinden sıch 1ın der einschlägigen bevölkerungs- un famılienwissenschattlichen For-
schung® 1m Grund mehr „Partialanalysen“, die mıiıt ıhren (differierenden) Ergebnis-
SCI1 letztlich eın wirkliches Biıld verschaffen, das für die praktıische Politik eiıne 4U S -

reichende Orıentierung geben könnte. Nıcht selten sollen solche Ergebnisse auch
„beweısen“, dafß die staatliche Politik TeT. eigentlich nıchts bewirken könne. Dies
erscheınt aber deshalb gefährlich, weıl 6® Politikern eher och eın „ZuLeS (GewI1s-
sen für Nıcht-Handeln vermuıttelt.

Grenzen der politischen Rahmengestaltung
Nun bleibt freıilich och die Frage beantworten, w1e€e Politik reagıeren sollte,
WEeNn ein solcher umtassender gesellschaftspolitischer Ansatz dennoch die Diskre-
Danz zwıschen dem individuellen generatıven Verhalten un: dem demographischen
Allgemeininteresse nıcht wesentlich beseitigen VECIMAS, WE ınsbesondere ord-
nungspolitische Ansatzpunkte, selbst WenNnn S1Ce konsequent aufgegriffen werden,
nıcht ausreichend erscheinen, gesamtgesellschaftlich befriedigende demogra-
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phische Strukturen dauerhaft sıchern. Immerhıiın mu{l mıt der Möglıchkeıit DC-
rechnet werden, da{fß solange gesellschaftliche Bezuge 1n den generatıven Knt-
scheidungen schwach ausgepragt sınd dem FEinflu(ß VO  - Kalkülen, ın dıe
vorwiegend die privaten Folgen der indivıduellen Entscheidungen für oder
Kınder eingehen, die Vielzahl der einzelnen generatıven Paarentscheidungen och
nıcht eıne gesamtgesellschaftlich erwünschte demographische Entwicklung C
wahrleıstet.

Und doch sınd 1er die grundlegenden iındıyvıduellen Rechte (gerade auch der
Frau) 1mM generatıven Feld beachten. S1e sefzen als Gegenpol gesamtgesell-
schaftlichen Ordnungsvorstellungen ZA1T: Bevölkerungsentwicklung eınes Gemeın-
eSsSCI1l5 wichtige Grenzen für politisches Handeln 1in der Verfolgung solcher gesell-
schaftliıchen Ordnungsvorstellungen. Diese dürten nıcht das umrıssene
grundlegende Recht der einzelnen Paare verwirklichen versucht werden. Ma{f(s-
nahmen, die die Freiheit der einzelnen Paare 1n ıhrer generatıven Entscheidung be-
einträchtigen, können 1n HISEGEEGI Sozialordnung nıcht akzeptiert werden. Hıer
wurde der Rubıkon eıner Bevölkerungspolitik überschritten. Mufß Politik also

Umständen akzeptieren, wenn dıe Entscheidungen der einzelnen 1m Ergeb-
N1s eLtwa einem als soz1al unerwünscht angesehenen Bevölkerungsrückgang
führen? FEhe siıch diese rage in aller Radikalıtät stellt, hat die Politik treıilıch
die gesellschaftlichen Bedingungen gestalten, da{ß VO  — wirklıiıch freien Ent-

scheidungen gesprochen werden An
Unerläßlich erscheint, da{ß die politischen Entscheidungsträger den politischen

Wıllen aufbringen ZUuUr Durchsetzung eıner solchen yanzheıtliıchen un: auch be-
völkerungsbewußten Familienpolitik, auf deren Beıtrag 7A0 4B (Rahmen-)Steuerung
des demographischen Prozesses ın eiınem ber Legislaturperioden hinausreichen-
den Denken nıcht verzichtet werden annn S1e 1st angesagtl, WE uUuNseI«cCc Gesell-
schaft VOT der Zukunft Bestand haben soll IDIEG einzelnen Famılien dürten ZW al

keinesfalls, 1eS$s och eiınmal unterstreichen, bevölkerungspolitischen
7wecken instrumentalisiert werden, ohl aber sollten die Entscheidungs- un:
Handlungsspielräume Junger Paare erweıtert werden, da{fß S1e sıch utL-

baren Bedingungen für die Kınderzahl entscheıiden können, die ıhrem persönlichen
Lebensentwurftf entspricht. So gesehen ordnet sıch auch die famılienpolıtische Aus-
einandersetzung mMi1t den weıter sıch wandelnden Famıilienstrukturen eın iın den
dernen soz1ıalen Konflikt (Ralf Dahrendorf), be]l dem CS gerade den Wunsch un:
den politischen Eınsatz 7A0 HE Vergrößerung VO Lebenschancen geht.

Wenn dıe Gesellschaftspolitik 1ın Deutschland un EU-weıt der Gefahr eines
wachsenden Wahrnehmungsverlustes gegenüber der gesellschaftlıchen Wıirklich-
eıt VO Eltern-Kinder-Gemeinschaften 1n ıhren verschiedenen familienstrukturel-
len Auspragungen entgehen will, wırd STE sıch dieser Herausforderung stellen mMUuUS-
SCH un: ZW aar bald Im Blick auf die demographische Entwicklung 1ST sehr viel Zeıt
vertan worden: 6S 1St schon sehr spat, aber och nıcht spat. Zielklares un PIO-
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blemangemessenes Handeln hegt 1mM Interesse VOI allem der nachfolgenden (Gene-
ratıonen, deren Lebensschicksal ber tagespolıtische Orıentierungen hınaus MmMI1t
bedenken eıne polıtische Ethik der „Fernverantwortung” (Hans Oonas) dringend
nahelegt. Diese Zusammenhänge 1ın das gesellschafts- un: familienpolitische Han-
deln integrieren entspricht dem Anspruch auf mehr Rationalıtät auch ın der Fa-
milienpolitik. ıne solche Familienpolitik, die nıcht die Menschen 1m Grund
nıcht verantwortlich gewollten Kındern verleıten will, sondern 65 erleichtert un!:
oft erst möglich macht, sıch verantwortlich und mı1t Vernunft entsprechend der
überkommenen europäischen Bevölkerungsweıse (auch mehreren) Kıindern
entscheıiden, eıne solche Familienpolitik als „(verkappte) Bevölkerungspolitik“
seligen Angedenkens dittamıeren ware ebenso ftamılıen- un: bevölkerungswıs-
senschaftlich unrichtig W1€e politisch unverantworrtlich.
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